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KURZE BEGRÜNDUNG

Der Rechtsausschuss wurde mit einer Stellungnahme zum Abschluss des 
Handelsübereinkommens zur Bekämpfung von Produkt- und Markenpiraterie (ACTA) 
befasst. In ihrer Stellungnahme prüft die Verfasserin der Stellungnahme Fragen, die in den 
Zuständigkeitsbereich unseres Ausschusses fallen, und gibt dementsprechend ihre 
Empfehlung ab.  

Gemäß Anlage 7 Ziffer 16 der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments ist der 
Rechtsausschuss für Fragen der Auslegung und Anwendung des Unionsrechts, der 
Übereinstimmung der Rechtsakte der Union mit dem Primärrecht und der Auslegung und
Anwendung des Völkerrechts zuständig.

1. Zwei befürwortende Stellungnahmen des Juristischen Dienstes des Parlaments zu ACTA

Mit Schreiben vom 4. Oktober 2011 hat der Vorsitzende des Rechtsausschusses den 
Juristischen Dienst des Europäischen Parlaments ersucht, eine Stellungnahme zu ACTA 
abzugeben. Die vom Juristischen Dienst erörterten Fragen wurden von den Fraktionen unseres 
Ausschusses vereinbart. 

Der Juristische Dienst hat seine Stellungnahme (SJ-0661/11) am 8. Dezember 2011 vorgelegt. 
Darin wird festgestellt, dass die meisten der vom Rechtsausschuss aufgeworfenen Fragen 
bereits vom Juristischen Dienst in seiner Stellungnahme (SJ-0501/11) vom 5. Oktober 2011 
infolge eines vom Ausschuss für internationalen Handel eingereichten Ersuchens behandelt 
worden waren. Auf der Grundlage eines Beschlusses der Koordinatoren unseres Ausschusses 
wurden diese beiden Dokumente des Juristischen Dienstes veröffentlicht.

Der Juristische Dienst kam zu dem Schluss, dass ACTA prima facie keine Änderung des 
gemeinschaftlichen Besitzstands im Bereich der Rechte des geistigen Eigentums und der 
Anwendung des Rechte des geistigen Eigentums einschließlich im digitalen Bereich 
erforderlich macht1.

Er gelangt ferner zu der Schlussfolgerung, dass ACTA per se keine Verpflichtung begründet, 
die offensichtlich mit den Grundrechten unvereinbar wäre. Nach Auffassung des Juristischen 
Dienstes ist es vielmehr so, dass mehrere Bestimmungen von ACTA die Einhaltung der 
Grundrechte erfordern, wenn die Vertragsparteien das Übereinkommen umsetzen2.

Ferner möchte die Verfasserin der Stellungnahme folgende Punkte hervorheben.

2. ACTA schafft keine neuen Rechte des geistigen Eigentums – ACTA begründet allgemeine 
Verpflichtungen für eine angemessene Umsetzung der verschiedenen Maßnahmen 

ACTA schafft keine neuen Rechte des geistigen Eigentums für die Vertragsparteien3. Anders 

                                               
1 Gutachten des Juristischen Dienstes vom 8. Dezember 2011, SJ-0661/11, Nummer 40 Buchstabe c.
2 Gutachten des Juristischen Dienstes vom 8. Dezember 2011, SJ-0661/11, Nummer 40 Buchstabe d.
3 Artikel 3 ACTA.
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ausgedrückt bleibt das, was derzeit durch EU-Rechtsvorschriften geschützt ist, geschützt und 
das, was nicht geschützt war, ist weiterhin nicht geschützt. Ferner ist Artikel 6 eine 
Bestimmung, die horizontal für die Umsetzung aller im Übereinkommen genannten 
Maßnahmen gilt. Mit diesem Artikel wird der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit eingeführt, 
indem ausdrücklich festgelegt wird, „dass jede Vertragspartei berücksichtigt, dass ein 
angemessenes Verhältnis zwischen der Schwere der Rechtsverletzung, den Interessen Dritter 
und den anzuwendenden Maßnahmen, Rechtsbehelfen und Strafen stehen muss“.1

Infolgedessen kann aufgrund dieser Bestimmung kein Gericht der Europäischen Union eine 
überzogene Schadenersatzzahlung anordnen, weil es die Schwere der Rechtsverletzung 
bewerten und die Interessen Dritter berücksichtigen muss. 

Diese horizontale Bestimmung legt ferner fest, dass bei der Durchführung der Maßnahmen 
„die Errichtung von Schranken für den rechtmäßigen Handel vermieden wird und die Gewähr 
gegen ihren Missbrauch gegeben ist“.2

3. Grenzmaßnahmen

In Bezug auf Grenzmaßnahmen sieht Artikel 14 ACTA vor, kleine Mengen von Waren ohne 
gewerblichen Charakter, die sich im persönlichen Gepäck von Reisenden befinden, von der 
Anwendung auszunehmen. Ferner gilt dieser Abschnitt nicht für Patente und für den Schutz 
nicht offengelegter Informationen, damit der rechtmäßige Handel mit Generika nicht 
behindert wird3. 

4. Strafrechtliche Maßnahmen

Die strafrechtlichen Maßnahmen finden nur auf Handlungen in gewerblichem Ausmaß
Anwendung, die zumindest Handlungen einschließen, die der Erlangung eines mittelbaren 
oder unmittelbaren wirtschaftlichen oder kommerziellen Vorteils dienen.4 Da ausschließlich 
gegen das gewerbliche Ausmaß vorgegangen werden soll, kann infolgedessen keine Sanktion 
gegen einen Jugendlichen verhängt werden, der sich illegal ein Produkt herunterlädt. 
Sanktionen dieser Art würden im Übrigen dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nach 
Artikel 6 Absatz 3 ACTA widersprechen. 

Ferner ist die Begriffsbestimmung von „in gewerblichem Ausmaß“ nicht umfangreicher als 
die im Recht der Union gewählte. So werden in der Erwägung 14 der Richtlinie 2004/48/EG5

in gewerblichem Ausmaß vorgenommene Rechtsverletzungen als Handlungen definiert, die 
sich dadurch auszeichnen, „dass sie zwecks Erlangung eines unmittelbaren und mittelbaren 
wirtschaftlichen oder kommerziellen Vorteils vorgenommen werden; dies schließt in der 
Regel Handlungen aus, die in gutem Glauben von Endverbrauchern vorgenommen werden“.

5. ACTA und das digitale Umfeld

                                               
1 Artikel 6 Absatz 3 ACTA.
2 Artikel 6 Absatz 1 ACTA.
3 Fußnote auf der Seite 6 von ACTA.
4 Artikel 23 Absatz 1 ACTA.
5 Richtlinie 2004/48/EG vom 29. April 2004 zur Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums.
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Schließlich findet sich im Abschnitt 5 über die Maßnahmen für die Durchsetzung der Rechte 
des geistigen Eigentums im digitalen Umfeld kein Verweis auf eine abgestufte Reaktion.  
Darüber hinaus sehen die Absätze 2 und 3 des Artikels 27 ACTA Verfahren vor, die 
anzuwenden sind, um die Entstehung von Hindernissen für rechtmäßige Tätigkeiten, unter 
anderem für den elektronischen Handel, unter Wahrung der Grundsätze zu vermeiden, zu 
denen die freie Meinungsäußerung, angemessene Verfahren und die Achtung der Privatsphäre 
zählen. 

In Bezug auf Informationen, die von einem Online-Diensteanbieter auf Beschluss der dazu 
ermächtigten nationalen Behörde1 offenzulegen sind, ist ausdrücklich festgelegt, dass diese 
den Vertragsparteien gewährte Möglichkeit in Übereinstimmung mit den Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften jeder Vertragspartei erfolgen muss. Das Unionsrecht ist 
diesbezüglich eindeutig. Gemäß Artikel 15 der Richtlinie 2000/31/EG2 dürfen die 
Mitgliedstaaten Vermittlern wie etwa Online-Diensteanbietern keine allgemeine 
Verpflichtung auferlegen, Informationen zu überwachen. Dies wurde vor kurzem vom 
Gerichtshof der Europäischen Union3 bestätigt. Infolgedessen untersagt das Unionsrecht die 
allgemeine Überwachung des Internet. Allerdings sieht das Unionsrecht4 vor, dass die 
Justizbehörden im Rahmen einer klar beschränkten Klage wegen Verletzung eines Rechts des 
geistigen Eigentums die Offenlegung bestimmter Informationen genehmigen können. Auch 
dies wurde vom Gerichtshof der Europäischen Union bestätigt, der feststellte, dass die 
Möglichkeit nicht ausgeschlossen sei, „dass die Mitgliedstaaten nach Art. 8 Abs. 1 der 
Richtlinie 2004/48 eine Auskunftspflicht des Access-Providers vorsehen können“5.

6. Maßnahmen zur Umsetzung von ACTA

Eine der sehr häufig geäußerten Befürchtungen in Bezug auf ACTA, die nach Auffassung der 
Verfasserin der Stellungsnahme teilweise begründet ist, bezieht sich auf den Umstand, dass 
selbst wenn das Übereinkommen mit Unionsrecht vereinbar ist, seine Umsetzung durch die 
EU die Grundrechte beeinträchtigen könnte. Zunächst möchte die Verfasserin der 
Stellungnahme darauf hinweisen, dass die Verpflichtungen eines internationalen 
Übereinkommens nicht die Verfassungsgrundsätze der EU beeinträchtigen dürfen, zu denen 
auch der Grundsatz gehört, dass alle gemeinschaftlichen Rechtsakte die Grundrechte einhalten 
müssen6. Infolgedessen würde der Gerichtshof der Europäischen Union jeden 
Umsetzungsrechtsakt unverzüglich ahnden, der gegen die Grundrechte verstieße. Schließlich 
ersucht die Verfasserin der Stellungnahme die Kommission in politischer Hinsicht einen 
Bericht über die Maßnahmen zur Umsetzung von ACTA sowohl der EU als auch der 
Mitgliedstaaten auszuarbeiten. Der Bericht muss dem Parlament jährlich vorgelegt werden, 
damit das Parlament seine Empfehlungen ausarbeiten kann. 

                                               
1 Artikel 27 Absatz 4 ACTA.
2 Richtlinie 2000/31/EG vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der 
Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie über 
den elektronischen Geschäftsverkehr“).
3 Rechtssache C-360/10, Sabam gegen Netlog vom 16. Februar 2012. 
4 Artikel 8 Absatz 1 der Richtlinie 2004/48/EG.
5 Rechtssache C-557/07, LSG gegen Télé2, vom 19. Februar 2009, Rdnr. 41.
6 Verbundene Rechtssachen Kadi und andere, C-402/05 P und C-415/05 P, Rdnr. 285.
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******

Der Rechtsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für internationalen Handel, dem 
Parlament die Zustimmung vorzuschlagen.


